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Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung der Mittel der Träger der 
Krankenversicherung (KVMG) 

A. Zielsetzung 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die finanziellen Mittel der 
Träger der Krankenversicherung funktionsgerechter einzusetzen 
und die Vermögensgestaltung überschaubar zu machen. Dabei 
sollen zur Aufgabenerfüllung nicht erforderliche Kapitalan-
sammlungen bei den Trägern der Krankenversicherung ver-
hindert werden. Durch Neuregelung der Rücklagevorschriften 
soll zugleich eine ausreichende finanzielle Ausstattung der 
Krankenkassen sichergestellt und die eigenverantwortliche 
Finanzwirtschaft der Selbstverwaltung gestärkt werden. 

Der Gesetzentwurf hat darüber hinaus zum Ziel, einige Rege-
lungen des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung, die 
sich als änderungsbedürftig erwiesen haben, neu zu gestalten. 

B. Lösung 

Die Bundesregierung schlägt vor, die Bereithaltung der Mittel 
der Krankenkassen funktionsgerecht zu gestalten und nur in 
dem zu ihrer Aufgabenerfüllung erforderlichen Umfang zuzu-
lassen. Die Beitragsgestaltung wird enger mit der Haushalts-
planung verbunden. 

Schwerpunkte des Gesetzes sind: 

— Das Vermögen der Krankenkassen wird klar nach den An-
lagearten „Betriebsmittel", „Rücklage" und „Verwaltungs-
vermögen" abgegrenzt. 

— Die Regelungen über die Bereithaltung der Mittel gewähr-
leisten die ständige Liquidität der Krankenkassen und ver-
meiden andererseits unnötige Kapitalansammlungen. 



Drucksache 8/3126 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

— Durch Änderung beitragsrechtlicher Vorschriften und durch 
die Rücklage als Schwankungsreserve wird eine Verände-
rung der Beitragssätze während eines Haushaltsjahres grund-
sätzlich vermieden. 

Der Gesetzentwurf enthält als weitere Rechtsänderung insbe-
sondere folgende Regelungen: 

— Durch Änderung der Kassenzuständigkeit für behinderte 
Jugendliche in Berufsbildungswerken werden die außerge-
wöhnlichen Belastungen der wenigen bisher zuständigen 
Krankenkassen auf eine Vielzahl von Krankenkassen ver-
teilt. 

— Die Vorschriften über die Krankenversicherung der unstän-
dig Beschäftigten werden denen der sonstigen Beschäftigten 
weitgehend angepaßt. 

— Die Umlage zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen 
nach dem Lohnfortzahlungsgesetz soll bei Betrieben mit 
Kurzarbeit nicht mehr nach dem Vollohn, sondern nach dem 
tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt berechnet werden. 

— Der krankenversicherungsrechtliche Schutz der im Bundes-
gebiet eintreffenden Aussiedler wird verbessert. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Dem Bund entstehen geringe Kosten in nicht abschätzbarer 
Höhe für die von ihm finanzierten Rundfunkanstalten sowie für 
die Versorgung bestimmter im Bundesgebiet eintreffender 
Aussiedler. Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht 
belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (43) — 811 00 — Kr 71/79 
Bonn, den 22. August 1979 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über die Verwaltung der Mittel der Träger der Krankenversicherung 
(KVMG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 474. Sitzung am 22. Juni 1979 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 er-
sichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bun-
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung der Mittel der Träger der 
Krankenversicherung (KVMG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. November 1978 
(BGBl. I S. 1710), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 257 d wird folgender § 257 e eingefügt: 

„§ 257 e 

(1) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 2 a bezeichneten 
Versicherten gehören der Kasse an, bei der sie 
zuletzt Mitglied waren. Bestand für sie bei einer 
anderen Kasse zuletzt Anspruch auf Familien-
krankenpflege, so gehören sie dieser Kasse an. 

(2) Ist nach Absatz 1 keine Kasse zuständig, 
so gehören die in § 165 Abs. 1 Nr. 2 a bezeichne-
ten Versicherten der Kasse an, bei der der Ehe-
gatte oder ein Elternteil versichert ist. Sind da-
nach mehrere Kassen zuständig, so steht dem 
Versicherten ein Wahlrecht zu. 

(3) Ist nach den Absätzen 1 und 2 keine Kasse 
zuständig, so gehören die in § 165 Abs. 1 Nr. 2 a 
bezeichneten Versicherten der für ihren Wohn-
ort zuständigen Ortskrankenkasse an. 

(4) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 2 a bezeichneten 
Versicherten können abweichend von den Ab-
sätzen 1 bis 3 die Mitgliedschaft bei einer Er-
satzkasse beantragen, wenn sie in dem Bezirk 
wohnen, für den die Ersatzkasse zugelassen ist. 
Der Antrag ist binnen eines Monats nach Eintritt 
der Versicherungspflicht zu stellen; die An-
nahme des Antrags wirkt vom Beginn der Ver-
sicherungspflicht an." 

2. Die Überschrift vor § 363 und die §§ 363 bis 367 
erhalten folgende Fassung: 

„V. Verwaltung der Mittel 

§ 363 

Die Mittel der Krankenkasse umfassen die Be-
triebsmittel, die Rücklage und das Verwaltungs-
vermögen. 

§ 364 

(1) Die Betriebsmittel dürfen nur verwendet 
werden 

1. für die gesetzlich oder durch die Satzung vor-
gesehenen Leistungen, für besondere und all-
gemeine Krankheitsverhütung sowie für die 
Verwaltungskosten, 

2. zur Auffüllung der Rücklage und zur Bildung 
von Verwaltungsvermögen. 

(2) Die Betriebsmittel sollen im Durchschnitt 
des Haushaltsjahres monatlich das Eineinhalb-
fache des nach dem Haushaltsplan der Kranken-
kasse auf einen Monat entfallenden Betrages 
der in Absatz 1 Nr. 1 genannten Aufwendungen 
nicht übersteigen. Bei der Feststellung der vor-
handenen Betriebsmittel sind die Forderungen 
und Verpflichtungen der Krankenkasse zu be-
rücksichtigen, soweit sie nicht der Rücklage oder 
dem Verwaltungsvermögen zuzuordnen sind; 
durchlaufende Gelder bleiben außer Betracht. 

(3) Die Betriebsmittel sind im erforderlichen 
Umfang bereitzuhalten und im übrigen so anzu-
legen, daß sie für den in Absatz 1 bestimmten 
Zweck verfügbar sind. 

§ 365 

(1) Die Krankenkasse hat zur Sicherstellung 
ihrer Leistungsfähigkeit eine Rücklage zu bil-
den. 

(2) Die Satzung bestimmt die Höhe der Rück-
lage in Hundertsteln des nach dem Haushalts-
plan durchschnittlich auf den Monat entfallen-
den Betrages der Ausgaben (Rücklagesoll). Sie 
hat dabei einen Vomhundertsatz festzusetzen, 
der mindestens der Hälfte und höchstens dem 
Einfachen dieses Betrages entspricht. 

(3) Die Krankenkasse kann Mittel aus der 
Rücklage den Betriebsmitteln zuführen, wenn 
Einnahme- und Ausgabeschwankungen inner-
halb eines Haushaltsjahres nicht durch die Be-
triebsmittel ausgeglichen werden können. In 
diesem Fall soll die Rücklage in Anspruch ge-
nommen werden, wenn dadurch Beitragssatzer-
höhungen während des Haushaltsjahres vermie-
den werden. 

(4) Ergibt sich bei der Aufstellung des Haus-
haltsplanes, daß die Rücklage geringer ist als 
das Rücklagesoll, so ist bis zur Erreichung des 
Rücklagesolls die Auffüllung der Rücklage mit 
einem Betrag in Höhe von mindestens einem 
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Viertel des Rücklagesolls im Haushaltsplan vor-
zusehen. 

(5) Übersteigt die Rücklage das Rücklagesoll, 
so ist der übersteigende Betrag den Betriebsmit-
teln zuzuführen. 

(6) Die Rücklage ist getrennt von den sonsti-
gen Mitteln so anzulegen, daß sie für den nach 
Absatz 1 bestimmten Zweck verfügbar ist. Sie 
wird vorbehaltlich des § 366 von der Kranken-
kasse verwaltet. 

§ 366 

(1) Die Satzungen der Landesverbände kön-
nen bestimmen, daß die von den Mitgliedskas-
sen zu bildenden Rücklagen bis zu einem Drit-
tel des Rücklagesolls von dem Landesverband 
als Sondervermögen (Gesamtrücklage) verwal-
tet wird. Die Gesamtrücklage ist vorrangig vor 
dem von der Krankenkasse verwalteten Teil der 
Rücklage aufzufüllen. 

(2) Die im Laufe eines Jahres entstehenden 
Kapitalerträge und die aus Veräußerungen er-
wachsenden Gewinne der Gesamtrücklage wer-
den gegen die aus Veräußerungen entstehenden 
Verluste ausgeglichen; der Unterschied wird auf 
die beteiligten Kassen nach der Höhe ihres 
Rücklageguthabens beim Landesverband im Jah-
resdurchschnitt umgelegt. 

(3) Ergibt sich nach Absatz 2 ein Überschuß, 
so wird er den Kassen, deren Rücklageguthaben 
beim Landesverband den nach Absatz 1 be-
stimmten Anteil erreicht hat, ausgezahlt. Ist die-
ses Rücklageguthaben noch nicht erreicht, so 
wird ein Überschuß bis zur Höhe des fehlenden 
Betrages nicht ausgezahlt, sondern gutgeschrie-
ben; ergibt sich ein Fehlbetrag, so wird er den 
Rücklageguthaben der Kassen zur Last geschrie-
ben. 

(4) Die Krankenkasse kann über ihr Rücklage

-

guthaben beim Landesverband erst verfügen, 
wenn die von ihr selbst verwalteten Rücklage

-

mittel verbraucht sind. Hat die Krankenkasse 
ihre Rücklage verbraucht, so kann sie von dem 
Landesverband ein Darlehen aus der Gesamt-
rücklage erhalten. Die Satzung des Landesver-
bandes bestimmt über die Voraussetzungen der 
Darlehnsgewährung, die Rückzahlung und die 
Verzinsung. 

(5) Die Gesamtrücklage ist so anzulegen, daß 
sie für den nach § 365 Abs. 1 und nach Absatz 4 
bestimmten Zweck verfügbar ist. 

§ 367 

(1) Das Verwaltungsvermögen der Kranken-
kasse umfaßt 

1. Vermögensanlagen, die der Verwaltung der 
Kasse sowie der Führung ihrer betrieblichen 
Einrichtungen (Eigenbetriebe) zu dienen be-
stimmt sind, 

2. die zur Anschaffung und Erneuerung dieser 
Vermögensteile und für künftig zu zahlende 
Versorgungsbezüge der Bediensteten und 
ihrer Hinterbliebenen bereitgehaltenen Geld-
mittel, 

soweit sie für die Erfüllung der Aufgaben der 
Kasse erforderlich sind. Zum Verwaltungsver-
mögen gehören auch Grundstücke, die nur teil-
weise für Zwecke der Verwaltung der Kasse 
oder für Eigenbetriebe erforderlich sind. 

(2) Als Verwaltungsvermögen gelten auch 
sonstige Vermögensanlagen auf Grund recht-
licher Verpflichtung oder Ermächtigung, soweit 
sie nicht den Betriebsmitteln, der Rücklage oder 
einem Sondervermögen zuzuordnen sind." 

3. Der bisherige § 363 a wird § 367 a. 

4. § 381 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie können beantragen, daß für die Berechnung 
des Grundlohnes § 180 Abs. 4 entsprechend gilt." 

5. § 385 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 und 2 werden durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Die Beiträge sind in Hundertsteln des 
Grundlohns (Beitragssatz) zu erheben; für 
die Erhebung ist die Woche zu sieben, der 
Monat zu dreißig Tagen anzusetzen. Die Bei-
tragssätze der Kasse sind so festzusetzen, 
daß die für den Zeitraum des Haushaltsjah-
res erhobenen Beiträge zuzüglich der sonsti-
gen Einnahmen die im Haushaltsplan vorge-
sehenen Ausgaben und die vorgeschriebene 
Auffüllung der Rücklage decken. Für die 
Festsetzung sind der Betrag der vorgesehe-
nen Einnahmen um einen zu Beginn des 
Haushaltsjahres vorhandenen Betriebsmittel-
überschuß und der Betrag der vorgesehenen 
Ausgaben um eine erforderliche Auffüllung 
des Betriebsmittelbestandes zu erhöhen." 

b) In Satz 3 wird das Wort „Beitrag" durch das 
Wort „Beitragssatz" ersetzt. 

6. § 387 erhält folgende Fassung: 

„§ 387 

Ergibt sich während des Haushaltsjahres, daß 
die Betriebsmittel der Kasse einschließlich der 
Zuführung aus der Rücklage und der Inanspruch-
nahme eines Darlehens aus der Gesamtrücklage 
zur Deckung der Ausgaben nicht ausreichen, so 
sind die Beitragssätze zu erhöhen." 

7. § 388 wird gestrichen. 

8. § 391 erhält folgende Fassung: 

„§ 391 

(1) Muß eine Krankenkasse, um ihre Lei-
stungsfähigkeit zu erhalten oder herzustellen, 



Drucksache 8/3126 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

schleunig ihre Einnahmen vermehren, so  hat der 
Vorstand zu beschließen, daß die Beitragssätze 
bis zur satzungsmäßigen Neuregelung erhöht 
werden; der Beschluß bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. 

(2) Kommt kein Beschluß nach Absatz 1 zu-
stande, so ordnet die Aufsichtsbehörde die not-
wendige Erhöhung der Beitragssätze an." 

9. § 392 wird gestrichen. 

10. In § 414 Abs. 4 Satz 4 werden der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgende Worte an-
gefügt: 

„für das Verwaltungsvermögen gilt § 367 ent-
sprechend." 

11. Die §§ 442 bis 446 erhalten folgende Fassung: 

„§ 442 

Personen, die berufsmäßig einer unständigen 
Beschäftigung nachgehen, in der sie versiche-
rungspflichtig sind (unständig Beschäftigte), sind 
auch an den Tagen versichert, an denen sie vor-
übergehend nicht beschäftigt werden. 

§ 443 

(1) Unständig Beschäftigte gehören der für 
ihren Wohnort zuständigen Ortskrankenkasse 
an. Versicherte, die in der Regel im Bezirk einer 
Ortskrankenkasse unständig beschäftigt sind, 
gehören dieser Kasse an. 

(2) Die Mitgliedschaft bei der nach Absatz 1 
zuständigen Kasse beginnt mit dem Tage der 
Aufnahme der unständigen Beschäftigung, für 
die die zuständige Kasse erstmalig Versiche-
rungspflicht festgestellt hat, wenn die Feststel-
lung innerhalb eines Monats nach Beginn der 
Beschäftigung erfolgt, andernfalls mit dem Tage 
der Feststellung. 

(3) Die Mitgliedschaft endet, wenn das Mit-
glied die unständige Beschäftigung nicht nur vor-
übergehend aufgibt, spätestens jedoch mit Ab-
lauf des vierzehnten Tages nach dem Ende der 
letzten unständigen Beschäftigung. 

§ 444 

(1) Unständig Beschäftigte haben der nach 
§ 443 zuständigen Kasse den Beginn und das 
Ende der berufsmäßigen Ausübung von unstän-
digen Beschäftigungen zu melden. 

(2) Arbeitgeber, die erstmalig oder voraus-
sichtlich letztmalig eine Person unständig be-
schäftigen, haben dies der nach § 443 zuständi-
gen Kasse zu melden. 

§ 445 

(1) Für die Bemessung des Grundlohns ist 
ohne Rücksicht auf die Beschäftigungsdauer das 

innerhalb eines Kalendermonats erzielte Ar-
beitsentgelt bis zur Höhe von einem Zwölftel 
der in § 165 Abs. 1 Nr. 2 genannten Jahresar-
beitsverdienstgrenze maßgeblich. Dabei ist das 
erzielte Arbeitsentgelt in dem Kalendermonat 
anzurechnen, in dem die unständige Beschäfti-
gung endet. 

(2) Bestanden innerhalb eines Kalendermo-
nats mehrere unständige Beschäftigungen und 
übersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die in 
Absatz 1 Satz 1 genannte monatliche Bemes-
sungsgrenze, so sind bei der Berechnung der 
Beiträge die einzelnen Arbeitsentgelte anteil-
mäßig nur soweit zu berücksichtigen, daß der 
Gesamtbetrag die monatliche Bemessungsgrenze 
nicht übersteigt. Auf Antrag des Versicherten 
oder eines Arbeitgebers verteilt die Kasse die 
Beiträge nach dem anrechenbaren Arbeitsent-
gelt. 

§ 446 

Gesamtbetriebe, in denen regelmäßig unstän-
dig Beschäftigte beschäftigt werden, haben die 
nach diesem Gesetz bestehenden Pflichten der 
Arbeitgeber zu übernehmen. Welche Einrichtun-
gen als Gesamtbetriebe gelten, richtet sich nach 
dem in dem Land geltenden Recht." 

12. Die §§ 447 bis 458 werden gestrichen. 

13. § 509 erhält folgende Fassung: 

„§ 509 

Die §§ 363 bis 365 und 367 gelten." 

14. § 514 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Bezeichnung „257 d" 
durch die Bezeichnung „257 e" ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein-
gefügt: 

„(3 a) Die Beiträge der Ersatzkasse sind so 
festzusetzen, daß die für den Zeitraum des 
Haushaltsjahres erhobenen Beiträge zuzüg-
lich der sonstigen Einnahmen die im Haus-
haltsplan vorgesehenen Ausgaben und die 
vorgeschriebene Auffüllung der Rücklage 
decken. Für die Festsetzung sind der Betrag 
der vorgesehenen Einnahmen um einen zu 
Beginn des Haushaltsjahres vorhandenen Be-
triebsmittelüberschuß und der Betrag der 
vorgesehenen Ausgaben um eine erforder-
liche Auffüllung des Betriebsmittelbestandes 
zu erhöben. Die §§ 387 und 391 gelten ent-
sprechend." 

15. Nach § 532 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Elfter Abschnitt 

Übergangsvorschriften der 
Krankenversicherung". 
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16. § 533 erhält folgende Fassung: 

„§ 533 

(1) Vermögensteile der Krankenkassen und 
der Ersatzkassen, die am 1. Januar 1980 nicht 
der Rücklage, dem Verwaltungsvermögen oder 
einem Sondervermögen zuzuordnen sind, gelten 
als Betriebsmittel. Soweit sie nicht nach Ab-
satz 2 zu' verwenden sind, sind sie spätestens 
bis zum 31. Dezember 1982 nach § 364 Abs. 3 
anzulegen. 

(2) Übersteigen am 1. Januar 1980 die Be-
triebsmittel einer Krankenkasse oder Ersatz-
kasse den in § 364 Abs. 2 genannten Betrag, so 
soll der übersteigende Betrag zur Auffüllung der 
Rücklage bis zu dem durch die Satzung der 
Kasse bestimmten Rücklagesoll, im übrigen zur 
Ermäßigung der Beiträge längstens bis zum 
31. Dezember 1982 verwandt werden. 

(3) Die nach § 364 Abs. 1 Satz 2 in der bis zum 
31. Dezember 1979 geltenden Fassung bei den 
Trägern der Gemeinschaftsaufgaben bestehen-
den Rücklageguthaben der Krankenkassen gel-
ten als Rücklagen nach § 365 Abs. 1. Die Träger 
der Gemeinschaftsaufgaben führen in den Jah-
ren 1980 bis 1984 jeweils ein Fünftel der Rück-
lageguthaben an die zuständigen Krankenkas-
sen ab; sie können die Rücklageguthaben inner-
halb eines kürzeren Zeitraumes abführen. 

(4) Die §§ 363 und 365 Abs. 4 sind erstmalig 
auf den Haushalt des Jahres 1981 anzuwenden. 
Für die Auffüllung der Rücklage im Jahre 1980 
ist § 364 Abs. 2 erster Halbsatz in der bis zum 
31. Dezember 1979 geltenden Fassung anzuwen-
den." 

Artikel 2 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. November 1978 
(BGBl. I S. 1710), wird wie folgt geändert: 

1. § 119 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte ", außerdem 
eine Rücklage im Mindestbetrag einer Zwei-
monatsausgabe nach dem Durchschnitt der 
letzten drei Jahre anzusammeln." durch die 
Worte „und eine Rücklage anzusammeln. 
§ 365 der Reichsversicherungsordnung gilt ent-
sprechend; die Leistungsaufwendungen für die 
in § 19 Abs. 1 und in Artikel 2 § 27 Abs. 1 des 
Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege-
lungsgesetzes bezeichneten Versicherten blei-
ben bei der Berechnung des Rücklagesolls 
außer Ansatz." ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

2. § 122 wird gestrichen.  

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 § 8 des Gesetzes 
vom 25. Juli 1978 (BGBl. I S. 1089), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 65 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Beiträge sind nach Beitragsklassen so fest-
zusetzen, daß sie für den Zeitraum des Haushalts-
jahres zuzüglich der sonstigen Einnahmen die im 
Haushaltsplan vorgesehenen Ausgaben und die 
vorgeschriebene Auffüllung der Rücklage dek-
ken. Für die Festsetzung sind der Betrag der vor-
gesehenen Einnahmen um einen zu Beginn des 
Haushaltsjahres vorhandenen Betriebsmittelüber-
schuß und der Betrag der vorgesehenen Ausga-
ben um eine erforderliche Auffüllung des Be-
triebsmittelbestandes zu erhöhen." 

2. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 

„ (1) Ergibt sich während des Haushaltsjah-
res, daß die Betriebsmittel der Kasse auch 
nach der Zuführung aus der Rücklage zur Dek-
kung der Ausgaben nicht ausreichen, so sind 
die Beiträge zu erhöhen. 

(2) Muß eine Krankenkasse, um ihre Lei-
stungsfähigkeit zu erhalten oder herzustellen, 
schleunig ihre Einnahmen vermehren, so hat 
der Vorstand zu beschließen, daß die Beiträge 
bis zur satzungsmäßigen Neuregelung erhöht 
werden; der Beschluß bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Kommt kein Be-
schluß nach Satz 1 zustande, so ordnet die 
Aufsichtsbehörde die notwendige Erhöhung 
der Beiträge an." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

3. Die §§ 70 und 71 werden durch folgende Vor-
schriften ersetzt: 

„§ 70 

Die Mittel der Krankenkasse umfassen die Be-
triebsmittel, die Rücklage und das Verwaltungs-
vermögen. 

§ 71 

(1) Die Betriebsmittel dürfen nur verwendet 
werden 

1. für die gesetzlich oder durch die Satzung vor-
gesehenen Leistungen, für besondere und all-
gemeine Krankheitsverhütung sowie für die 
Verwaltungskosten, 
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2. zur Auffüllung der Rücklage und zur Bildung 
von Verwaltungsvermögen. 

(2) Die Betriebsmittel sollen im Durchschnitt 
des Haushaltsjahres monatlich das Eineinhalb-
fache des nach dem Haushaltsplan der Kranken-
kasse auf einen Monat entfallenden Betrages 
der in Absatz 1 Nr. 1 genannten Aufwendungen 
nicht übersteigen. Bei der Feststellung der vor-
handenen Betriebsmittel sind die Forderungen 
und Verpflichtungen der Krankenkasse zu be-
rücksichtigen, soweit sie nicht der Rücklage oder 
dem Verwaltungsvermögen zuzuordnen sind; 
durchlaufende Gelder bleiben außer Betracht. 

(3) Die Betriebsmittel sind im erforderlichen 
Umfang bereitzuhalten und im übrigen so anzu-
legen, daß sie für den in Absatz 1 bestimmten 
Zweck verfügbar sind. 

§ 71 a  

(1) Die Krankenkasse hat zur Sicherstellung 
ihrer Leistungsfähigkeit eine Rücklage zu bilden. 

(2) Die Satzung bestimmt die Höhe der Rück-
lage in Hundertsteln des nach dem Haushalts-
plan durchschnittlich auf den Monat entfallenden 
Betrages der Ausgaben (Rücklagesoll). Sie hat 
dabei einen Vomhundertsatz festzusetzen, der 
mindestens der Hälfte und höchstens dem Ein-
fachen dieses Betrages entspricht. Die Leistungs-
aufwendungen für die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 
bezeichneten Versicherten bleiben bei der Be-
rechnung des Rücklagesolls außer Ansatz. 

(3) Die Krankenkasse kann Mittel aus der 
Rücklage den Betriebsmitteln zuführen, wenn 
Einnahme- und Ausgabeschwankungen innerhalb 
eines Haushaltsjahres nicht durch die Betriebs-
mittel ausgeglichen werden können. In diesem 
Fall soll die Rücklage in Anspruch genommen 
werden, wenn dadurch Beitragserhöhungen wäh-
rend des Haushaltsjahres vermieden werden. 

(4) Ergibt sich bei der Aufstellung des Haus-
haltsplanes, daß die Rücklage geringer ist als das 
Rücklagesoll, so ist bis zur Erreichung des Rück-
lagesolls die Auffüllung der Rücklage mit einem 
Betrag in Höhe von mindestens einem Viertel 
des Rücklagesolls im Haushaltsplan vorzusehen. 

(5) Übersteigt die Rücklage das Rücklagesoll, 
so ist der übersteigende Betrag den Betriebsmit-
teln zuzuführen. 

(6) Die Rücklage ist getrennt von den sonsti-
gen Mitteln so anzulegen, daß sie für den nach 
Absatz 1 bestimmten Zweck verfügbar ist. Sie 
wird von der Krankenkasse verwaltet. 

§ 71 b 

(1) Das Verwaltungsvermögen der Krankenkas-
sen umfaßt 

1. Vermögensanlagen, die der Verwaltung der 
Kasse sowie der Führung ihrer betrieblichen 

Einrichtungen (Eigenbetriebe) zu dienen be-
stimmt sind, 

2. die zur Anschaffung und Erneuerung dieser 
Vermögensteile und für künftig zu zahlende 
Versorgungsbezüge der Bediensteten und 
ihrer Hinterbliebenen bereitgehaltenen Geld-
mittel, 

soweit sie für die Erfüllung der Aufgaben der 
Kasse erforderlich sind. Zum Verwaltungsver-
mögen gehören auch Grundstücke, die nur teil-
weise für Zwecke der Verwaltung der Kasse oder 
für Eigenbetriebe erforderlich sind. 

(2) Als Verwaltungsvermögen gelten auch son-
stige Vermögensanlagen auf Grund rechtlicher 
Verpflichtung oder Ermächtigung, soweit sie nicht 
den Betriebsmitteln, der Rücklage oder einem 
Sondervermögen zuzuordnen sind." 

4. § 116 erhält folgende Fassung: 

„§ 116 

(1) Vermögensteile der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen, die am 1. Januar 1980 nicht der 
Rücklage, dem Verwaltungsvermögen oder einem 
Sondervermögen zuzuordnen sind, gelten als Be-
triebsmittel. Soweit sie nicht nach Absatz 2 zu 
verwenden sind, sind sie spätestens bis zum 
31. Dezember 1982 nach § 71 Abs. 3 anzulegen. 

(2) Übersteigen am 1. Januar 1980 die Be-
triebsmittel einer landwirtschaftlichen Kranken-
kasse den in § 71 Abs. 2 genannten Betrag, so 
soll der übersteigende Betrag zur Auffüllung der 
Rücklage bis zu dem durch die Satzung der Kasse 
bestimmten Rücklagesoll, im übrigen zur Ermäßi-
gung der Beiträge längstens bis zum 31. Dezem-
ber 1982 verwandt werden. 

(3) Die §§ 70 und 71 a sind erstmalig auf den 
Haushalt des Jahres 1981 anzuwenden. Für die 
Auffüllung der Rücklage im Jahre 1980 ist § 71 
Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1979 gelten-
den Fassung anzuwenden." 

Artikel 4 

Änderung der Dritten Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung (Gemeinschaftsaufgaben) 

In der Dritten Verordnung zum Aufbau der Sozial-
versicherung (Gemeinschaftsaufgaben) in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8230-10, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, wird die Num-
mer 4 gestrichen. 

Artikel 5 

Änderung der Zwölften Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung (Ersatzkassen der 

Krankenversicherung) 

In Artikel 2 § 2 Abs. 2 der Zwölften Verordnung 
zum Aufbau der Sozialversicherung (Ersatzkassen 
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der Krankenversicherung) in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 8230-13, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 § 4 des Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl. I 
S. 1069), wird die Verweisung „§ 37," gestrichen. 

Artikel 6 

Änderung des Lohnfortzahlungsgesetzes 

Das Lohnfortzahlungsgesetz vom 27. Juli 1969 
(BGBl. I S. 946), zuletzt geändert durch Artikel 21 
des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 
3091), wird wie folgt geändert: 

1. In § 13 Abs. 1 wird das Wort „zwei" durch das 
Wort „vier" ersetzt. 

2. In § 14 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Für die Zeit des Bezugs von Kurzarbeitergeld 
oder Schlechtwettergeld bemessen sich die Um-
lagebeträge nach dem tatsächlich erzielten Ar-
beitsentgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen." 

Artikel 7 

Änderung sonstiger Vorschriften 

1. Das Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 824-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung wird wie folgt geändert: 

§ 10 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die in den §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenen-
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 240-1, veröffentlichten be-
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 31 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3091), bezeichneten Personen, die 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin gewohnt haben und danach ihren ständi-
gen Aufenthalt (§ 1 Abs. 1) im Bundesgebiet oder 
im Land Berlin genommen haben oder nehmen 
und bis zum Verlassen ihres früheren Versiche-
rungsbereichs bei einem Träger der gesetzlichen 

Krankenversicherung versichert waren, können 
ihre frühere Krankenversicherung (Pflicht- oder 
freiwillige Versicherung) auf Antrag innerhalb 
von sechs Monaten nach dem in Absatz 2 bezeich-
neten Zeitpunkt fortsetzen." 

2. Die in den §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenenge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 240-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 31 
des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3091), bezeichneten Personen haben Anspruch 
auf Leistungen nach § 23 des Heimkehrergesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 84-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 40 des Ge-
setzes vom 18. März 1975 (BGBl. I S. 705). Die 
§§ 23 a und 27 des Heimkehrergesetzes gelten 
entsprechend. 

3. Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes zu dem Abkom-
men vom 25. April 1973 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen über die Sozialversicherung von Arbeit-
nehmern, die in das Gebiet des anderen Staates 
vorübergehend entsandt werden, vom 28. Juni 
1974 (BGBl. II S. 925) erhält folgende Fassung: 

„(1) In den Fällen des Artikels 7 Abs. 3 des 
Abkommens haben die Träger der Unfallver-
sicherung dem Träger der Krankenversicherung, 
der die Sachleistungen erbracht hat, die Kosten 
für diese Leistungen in entsprechender Anwen-
dung des § 1504 der Reichsversicherungsordnung 
zu erstatten." 

Artikel 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1980 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

1. Verwaltung der Mittel 

Die geltenden Vorschriften der gesetzlichen Kran-
kenversicherung über die Bildung von Rücklagen 
sind infolge der Rechtsentwicklung in den letzten 
Jahren überholt. Sie wurden eingeführt, um in Fäl-
len besonderer Krankheitshäufigkeit und Leistungs-
inanspruchnahme, insbesondere bei Epidemien, den 
zusätzlichen Geldbedarf decken zu können. Haupt-
sächlich war dabei an das Krankengeldrisiko und 
den entsprechenden Beitragsausfall gedacht. Das 
Lohnfortzahlungsgesetz hat jedoch das Krankengeld-
risiko wesentlich gemindert. Hinzu kommt, daß 
in den letzten Jahren durch die Möglichkeit der Ver-
teilung des Finanzierungsrisikos Rücklagemittel 
nicht mehr in dem Maße für die Sicherstellung der 
Leistungsfähigkeit einer Krankenkasse erforderlich 
sind, wie es früher der Fall war. So hat der durch 
das Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz 
eingeführte Belastungsausgleich in der Krankenver-
sicherung der Rentner die Krankheitskosten der 
Rentner auf alle Kassen verteilt. Weitere Möglich-
keiten der Risikoverteilung ergeben sich aus der 
Umlage der Kosten aufwendiger Leistungsfälle nach 
§ 414 b Abs. 2 RVO und dem Finanzausgleich nach 
§ 414 b Abs. 2 a RVO. Aus diesen Gründen ist eine 
Rücklage in der bisher vorgeschriebenen Höhe ent-
behrlich. 

Die Mittel der Träger der Krankenversicherung be-
stehen aus den Betriebsmitteln, der Rücklage und 
dem Verwaltungsvermögen. Eine Neuregelung der 
Rücklagebestimmungen setzt eine klare Abgrenzung 
dieser drei Vermögensbestandteile voraus. Die Vor-
schriften über die einzelnen Vermögensteile sind 
dabei so zu gestalten, daß die Liquidität der Kran-
kenkassen gewährleistet ist. 

Um andererseits unnötige Kapitalansammlungen zu 
vermeiden, sollen über die Beiträge nicht mehr Fi-
nanzierungmittel erhoben werden als nach deren 
Zweckbestimmung erforderlich ist. 

Während die Betriebsmittel zur Bestreitung der lau-
fenden Ausgaben bereitzuhalten sind, soll die Rück-
lage als Schwankungsreserve Beitragssatzstabilität 
während eines Haushaltsjahres gewährleisten. Hier-
für erscheint der Betrag einer halben Monatsausgabe 
in der Regel als ausreichend. Der Selbstverwaltung 
wird es überlassen, die Rücklagehöhe bis zum Be-
trage einer Monatsausgabe festzusetzen, um beson-
deren Verhältnissen bei der einzelnen Kasse Rech-
nung zu tragen. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Krankenkas-
sen- und nicht wie nach bisherigem Recht die Lan-
desversicherungsanstalten — ihre Rücklage selbst 
verwalten. Im Hinblick auf die Finanzhoheit der 

Krankenkassen ist es nicht mehr folgerichtig, die 
Verwaltung der Rücklage einem Träger, der einem 
anderen Versicherungszweig angehört, zu übertra-
gen. Vielmehr sollten die Mittel in dem Bereich an-
gelegt werden, in dem sie aufgebracht worden sind. 

Es ist allerdings möglich, daß z. B. wegen Arbeits-
kampfmaßnahmen in einzelnen Wirtschaftszweigen 
finanzielle Engpässe, insbesondere bei Betriebskran-
kenkassen, entstehen und die von einer Kranken-
kasse selbst verwaltete Rücklage nicht ausreicht, um 
die Liquiditätsschwierigkeiten zu beheben. Hierfür 
bietet sich die Schaffung einer Gesamtrücklage an. 
Der Gesetzentwurf sieht deshalb vor, daß durch Sat-
zungsbestimmungen der Landesverbände ein Teil 
der Rücklage der Mitgliedskassen zu einer Gesamt-
rücklage zusammengefaßt werden kann. Aus dieser 
Gesamtrücklage sollen in Not geratene Kassen die 
Möglichkeit erhalten, nicht nur über einen Betrag 
in Höhe ihres Rücklageguthabens zu verfügen, son-
dern darüber hinaus ein Darlehen aus der Gesamt-
rücklage in Anspruch zu nehmen. 

Die Zuordnung der Vermögensteile, die weder Be-
triebsmittel noch Rücklagen sind, zum Verwaltungs-
vermögen trägt zur Transparenz in der Vermögens-
bildung der Krankenkassen bei. Es ist seiner Zweck-
bestimmung entsprechend auf das notwendige Maß 
zu beschränken. 

2. Gestaltung der Beitragssätze 

Durch Änderungen beitragsrechtlicher Vorschriften 
wird die Beitragsgestaltung enger mit der Haushalts-
planung verbunden. Die Beiträge sollen so festge-
setzt werden, daß die Summe der zu erwartenden 
Beitragseinnahmen zuzüglich der sonstigen Einnah-
men mit der Summe aller Verpflichtungen nach dem 
Haushaltsplan übereinstimmt und für ein ganzes 
Haushaltsjahr ausreicht. Es soll grundsätzlich ver-
mieden werden, daß die Beitragssätze während eines 
Haushaltsjahres verändert werden. Das schließt 
allerdings nicht aus, daß die Krankenkassen auch 
während des Haushaltsjahres die Beiträge erhöhen 
können, wenn dies zur Sicherstellung ihrer Liqui-
dität erforderlich ist. 

3. Krankenversicherung der unständig Beschäftigten 

Die geltenden Vorschriften über die Krankenver-
sicherung der unständig Beschäftigten sind nur für 
einen Teil von Arbeitnehmern (z. B. Tagelöhner) ge-
schaffen worden. Nach höchstrichterlicher Rechtspre-
chung gehören aber auch die freien Mitarbeiter bei 
Rundfunk und Fernsehen zu diesem Personenkreis. 
Die Vorschriften über die Krankenversicherung der 
unständig Beschäftigten sind daher änderungsbe-
dürftig. Das gilt auch deshalb, weil die besonderen 
Regelungen über Meldungen, Beiträge, Leistungen 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/3126 

und über die Einschränkung von Mitgliedschaftsrech-
ten nicht mehr den Bedürfnissen der Beteiligten ent-
sprechen. So hat die Rechtsentwicklung beispiels-
weise dazu geführt, daß die freien Mitarbeiter der 
Rundfunk- und Fernsehanstalten als unständig Be-
schäftigte ihre Krankenversicherungsbeiträge allein 
tragen müssen, wenn sie einer Ersatzkasse angehö-
ren. Dagegen hat der Gemeindeverband für die bei 
einer Ortskrankenkasse versicherten unständig Be-
schäftigten den Gesamtbetrag der Beitragsteile für 
die Arbeitgeber zu zahlen. 

Da der Arbeitgeber keine Beiträge zu leisten hat, 
haben unständig Beschäftigte, die wegen Überschrei-
tens der Jahresarbeitsverdienstgrenze nicht kranken-
versicherungspflichtig sind, auch keinen Anspruch 
auf den Arbeitgeberzuschuß nach § 405 RVO. 

Um diese unbefriedigende Rechtslage zu ändern, 
sieht der Gesetzentwurf vor, die unständig Beschäf-
tigten grundsätzlich den sonstigen Beschäftigten in 
der Krankenversicherung gleichzustellen und Son-
derregelungen auf das Notwendige zu beschränken. 

Daraus ergeben sich im wesentlichen folgende Rege-
lungen: 

— Die Krankenversicherung besteht auch an den 
Tagen fort, an denen der Versicherte vorüber-
gehend nicht beschäftigt wird. 

— Die unständig Beschäftigten gehören der für 
ihren Wohnort zuständigen Ortskrankenkasse an. 
Sind sie in der Regel im Bezirk einer Ortskran-
kenkasse unständig beschäftigt, so gehören sie 
dieser Kasse an. Das Recht auf Mitgliedschaft bei 
einer Ersatzkasse bleibt unberührt. 

— Die Beiträge werden nach dem Arbeitsentgelt 
bemessen und je zur Hälfte von dem Versicher-
ten und dem Arbeitgeber getragen. 

— Der Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuß nach 
§ 405 RVO steht auch den unständig Beschäftig-
ten zu. 

4. Sonstige Rechtsänderungen 

— Durch Änderung der Kassenzuständigkeit für be-
hinderte Jugendliche in Berufsbildungswerken 
werden die außergewöhnlichen Belastungen der 
wenigen bisher zuständigen Krankenkassen auf 
eine Vielzahl von Krankenkassen verteilt 

— die Umlage zum Ausgleich der Arbeitgeberauf-
wendungen nach dem Lohnfortzahlungsgesetz 
soll bei Betrieben mit Kurzarbeit nicht mehr nach 
dem Vollohn, sondern entsprechend einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts nach 
dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt berech-
net werden 

— der krankenversicherungsrechtliche Schutz der 
im Bundesgebiet eintreffenden Aussiedler wird 
verbessert 

— das Vertragsgesetz zum deutsch-polnischen Ab-
kommen über die Sozialversicherung entsandter 
Arbeitnehmer wird dem zwischenzeitlich geän-
derten Recht angepaßt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 253e RVO) 

Zu Absatz 1 

Die Zusammenfassung der nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 a 
RVO versicherungspflichtigen Behinderten in Berufs-
bildungswerken hat zu außergewöhnlichen Belastun-
gen der am jeweiligen Ausbildungsort zuständigen 
Ortskrankenkassen geführt. Mit der Vorschrift wird 
deshalb durch Änderung der Zuständigkeit eine Ver-
teilung der Kosten auf die Krankenkassen ange-
strebt, die ohne die Versicherungspflicht der Behin-
derten die Leistungen zu gewähren hätten. 

Zu Absätzen 2 bis 4 

Die Vorschriften sind der Regelung über die subsi-
diäre Kassenzuständigkeit für die nach den §§ 1 und 
2 des Gesetzes über die Sozialversicherung Behin-
derter in geschützten Einrichtungen Versicherten 
nachgebildet (vgl. § 257 c Absätze 2 bis 4 RVO). 

Zu Nummer 2 

Zu § 363 RVO 

Die Vorschrift begrenzt die von der Krankenkasse 
insgesamt bereitzuhaltenden Mittel auf die Vermö-
gensteile Betriebsmittel, Rücklagen und Verwal-
tungsvermögen. Die Abgrenzung dieser einzelnen 
Vermögensteile muß in der Rechnungslegung der 
Krankenkasse deutlich werden, damit die in den 
folgenden Vorschriften bestimmten Größenordnun-
gen eingehalten werden können. 

Zu § 364 RVO 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht dem geltenden Recht (vgl. § 363 
RVO). Bei den unter Nummer 1 genannten Verwen-
dungen handelt es sich um Aufwendungen, die das 
Gesamtvermögen der Krankenkasse verändern (er-
folgswirksame Aufwendungen); in Nummer 2 han-
delt es sich um die Verwendung der Betriebsmittel 
für andere Vermögensanlagen, durch die der Be-
stand des Gesamtvermögens nicht verändert wird 
(erfolgsunwirksame Aufwendungen). 

Zu Absatz 2 

Als Betriebsmittel sind die laufenden Einnahmen 
und eine Betriebsmittelreserve anzusehen. Die Be-
triebsmittelreserve soll den Ausgleich monatlicher 
Einnahme- und Ausgabeschwankungen ohne Auf-
nahme eines Kredits ermöglichen. Die durchschnitt-
lichen monatlichen Einnahmen und die Betriebsmit-
telreserve sollen insgesamt nicht mehr als das Ein-
einhalbfache der nach dem Haushaltsplan monatlich 
anfallenden Ausgaben betragen. Bei der Bemessung 
dieses Betrages sind nur die erfolgswirksamen Auf-
wendungen zu berücksichtigen. Um die Liquidität 
der Kasse sichtbar zu machen, ist es für die Ermitt-
lung des Betriebsmittelbestandes erforderlich, ne- 
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ben den verfügbaren Zahlungsmitteln (Kassenbe-
stand und Kontenbestände — z. B. Bankguthaben —) 
die Forderungen und Verpflichtungen der Kasse zu 
berücksichtigen. 

Da nach Absatz 3 Betriebsmittel nur so angelegt 
werden, daß sie jederzeit im erforderlichen Umfang 
bereitstehen, sind die hiernach möglichen Forderun-
gen und Verpflichtungen in der Regel kurzfristig und 
deshalb den Betriebsmitteln (Umlaufvermögen) zu-
zurechnen. 

Die in den Betriebsmitteln bereitgehaltene Reserve 
soll Einnahme- und Ausgabeschwankungen ausglei-
chen, für die die Rücklage nicht in Anspruch genom-
men werden kann. Bei diesen Einnahme- und Aus-
gabeschwankungen handelt es sich nur um gering-
fügige finanzielle Engpässe, die ohne Änderung des 
Beitragsgefüges kurzfristig durch die laufenden Ein-
nahmen wieder ausgeglichen werden können. Es ist 
nicht erforderlich, eine Mindesthöhe für die Betriebs-
mittel zu bestimmen. Andererseits erscheint es nicht 
zweckmäßig, mehr als den Betrag einer halben Mo-
natsausgabe als Reserve zu binden. 

Zu Absatz 3 

Da die Betriebsmittel die laufenden Ausgaben dek-
ken sollen, sind sie als sofort verfügbare Zahlungs-
mittel bereitzuhalten. Soweit die Betriebsmittel den 
monatlichen Bedarf übersteigen, ist nur eine kurz-
fristige Anlage möglich, damit auch diese Betriebs-
mittel für den Ausgleich monatlicher Einnahme- und 
Ausgabeschwankungen verfügbar bleiben. Die An-
lagearten nach § 83 SGB IV kommen deshalb nicht 
in Betracht. 

Zu § 365 RVO 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift umschreibt die Zweckbestimmung der 
Rücklage. Durch Ansammlung entsprechender Mittel 
soll eine dauernde Liquidität der Krankenkasse ge-
sichert werden. 

Zu Absatz 2 

Es wird der Selbstverwaltung der Krankenkassen 
überlassen, die Höhe der zu bildenden Rücklage 
innerhalb vorgegebener Grenzen nach den besonde-
ren Verhältnissen der Kasse zu bestimmen. 

Die gesetzliche Festsetzung eines Mindestrücklage

-

solls ist erforderlich, um die Zweckbestimmung der 
Rücklage zu erfüllen. Andererseits empfiehlt sich 
aber auch die Festsetzung einer Obergrenze, um 
nicht unnötig Kapital zu binden. Die Bandbreite 
zwischen Mindest- und Höchstrücklagesoll ermög-
licht es, daß Rücklagesoll dem kassenspezifischen 
Bedarf anzupassen. Besonderheiten, wie zum Bei-
spiel das erhöhte Risiko von Einnahmeausfällen bei 
Betriebskrankenkassen infolge von Arbeitskampf-
maßnahmen, können dadurch berücksichtigt werden. 
Nach den Erfahrungen der Ortskrankenkassen ist 
der Betrag einer halben Monatsausgabe als Mindest-
betrag der Rücklage ausreichend. Geht man davon 
aus, so sind auch bei Abwägung möglicher Risiken 
keine Gründe dafür ersichtlich, mehr als das Dop-
pelte des Mindestbetrages zuzulassen. 

Als Bemessungsgrundlage für das Rücklagesoll ist 
der Haushaltsplan vorgesehen, weil er die aktuellen 
Werte der voraussichtlichen Einnahmen und Ausga-
ben enthält. 

Zu Absatz 3 

Die Rücklage soll die Beitragsstabilität in einem 
Haushaltsjahr gewährleisten. Können Einnahme- 
und Ausgabeschwankungen nicht innerhalb eines 
Haushaltsjahres durch Einsatz der Betriebsmittel 
ausgeglichen werden, so soll die Rücklage insbeson-
dere dann in Anspruch genommen werden, wenn 
dadurch Beitragssatzerhöhungen während des Haus-
haltsjahres vermieden werden können. 

Zu Absatz 4 

Das Rücklageguthaben soll möglichst jederzeit dem 
Rücklagesoll entsprechen. Deshalb sind notwendige 
Auffüllungen im Haushaltsplan vorzusehen. Um je-
doch ihre Liquidität zu erhalten und größere Bei-
tragserhöhungen wegen der Auffüllung der Rück-
lage zu vermeiden, sind die Krankenkassen berech-
tigt, die im Haushaltsjahr vorzunehmende Auffül-
lung auf ein Viertel des Rücklagesolls zu begrenzen. 
Bei einem Rücklagesoll in Höhe einer halben Mo-
natsausgabe entspricht der danach zur Auffüllung er-
forderliche Betrag einem Anteil an der Beitragsein-
nahme von etwa 0,1 Beitragssatzpunkten. 

Zu Absatz 5 

Das angesammelte Rücklageguthaben soll das durch 
die Satzung bestimmte Rücklagesoll nicht überstei-
gen. Übersteigende Beträge sind den Betriebsmitteln 
zuzuführen, um zur Beitragssatzstabilität beizutra-
gen. Die Zuführung sollte deshalb bereits während 
des laufenden Haushaltsjahres erfolgen. 

Zu Absatz 6 

Um dem Zweck der Rücklage zu entsprechen, die 
Liquidität der Krankenkassen sicherzustellen, wenn 
Einnahme- und Ausgabeschwankungen innerhalb 
eines Haushaltsjahres nicht durch die Betriebsmittel 
ausgeglichen werden können, werden die Kranken-
kassen in der Regel kurzfristige Anlagearten für das 
Rücklageguthaben wählen müssen. Insoweit kom-
men die Anlagearten nach § 83 SGB IV nicht in 
Betracht. 
Jede Krankenkasse verwaltet die Rücklage selbst, so-
weit diese nicht nach § 366 RVO Teil der Gesamtrück-
lage beim Landesverband ist. Die bisher geltende 
Vorschrift, wonach der Träger der Gemeinschafts-
aufgaben die Rücklagen gemeinsam als ein Sonder-
vermögen der Krankenversicherung verwaltet, be-
ruht auf der 3. Aufbauverordnung vom 18. Dezember 
1934. Nach der Wiederherstellung der Selbstverwal-
tung und im Hinblick auf die Finanzhoheit der Kran-
kenkassen ist es nicht mehr folgerichtig, die Ver-
waltung der Rücklage auf einen außerhalb der Kran-
kenversicherung stehenden Träger zu verlagern. 

Zu § 366 RVO 

Zu Absatz 1 

Für die Verwaltung eines Teils der Rücklage bei 
den Landesverbänden spricht, daß eine in Finanzie- 
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rungsschwierigkeiten geratene Kasse gegebenenfalls 
nicht nur über einen Betrag in Höhe ihres Rücklage-
guthabens verfügen, sondern darüber hinaus ein 
Darlehen aus der Gemeinschaftsrücklage erhalten 
kann. Um dies zu ermöglichen, ist vorab die Gesamt-
rücklage aufzufüllen. Die Vorschrift überläßt es den 
Satzungen der Landesverbände zu bestimmen, ob 
eine Gesamtrücklage gebildet werden soll und ob 
diese ein Drittel des Rücklagesolls der Mitglieds-
kassen oder weniger umfassen soll. 

Zu Absätzen 2 und 3 

Die Vorschriften regeln die Verrechnung von Ver-
lusten und Überschüssen, die bei der Verwaltung 
der Gesamtrücklage entstanden sind. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift regelt die Zweckbestimmung der Ge-
samtrücklage. Die Inanspruchnahme des Anteils der 
Krankenkasse an der Gesamtrücklage setzt voraus, 
daß sie das von ihr selbst verwaltete Rücklagegut-
haben verbraucht hat. Dadurch bleibt die Gesamt-
rücklage zunächst erhalten und die Gewährung von 
Darlehen aus der Gesamtrücklage sichergestellt. 
Einzelheiten einer Darlehensgewährung sind durch 
die Satzung des Landesverbandes zu regeln, damit 
die Mitgliedskassen unter gleichen Bedingungen ein 
Darlehen in Anspruch nehmen können. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung entspricht dem neuen § 365 Abs. 6 
Satz 1 RVO. 

Zu § 367 RVO 

Die Zuordnung der genannten Vermögensteile zum 
Verwaltungsvermögen dient der notwendigen Ab-
grenzung gegenüber den Betriebsmitteln und der 
Rücklage. Das Verwaltungsvermögen umfaßt nur 
solche Vermögensteile, die zur Erfüllung der Auf-
gaben der Krankenkasse erforderlich sind. Grund-
stücke und Gebäude gehören auch dann zum Verwal-
tungsvermögen, wenn sie nur teilweise für die Ver-
waltung genutzt werden. 

Als Verwaltungsvermögen gelten auch Forderungen 
(z. B. Familienheimdarlehen an Bedienstete) und 
sonstige langfristige Anlagen (z. B. Beteiligung an 
gemeinsamen Einrichtungen), soweit sie nicht zu den 
Betriebsmitteln, der Rücklage oder einem Sonder-
vermögen (z. B. nach § 15 des Lohnfortzahlungsge-
setzes) zählen. 

Zu Nummer 3 (§ 367aRVO) 

Redaktionelle Änderung der Paragraphenfolge. 

Zu Nummer 4 (§ 381 Abs. 5 Satz 2 RVO) 

Da § 313 a RVO durch das Krankenversicherungs-
Kostendämpfungsgesetz entfallen ist, ist die Ver-
weisung auf diese Vorschrift in § 381 Abs. 5 Satz 2 
RVO gegenstandslos geworden. Die Neufassung be-
wirkt, daß der in § 381 Abs. 5 Satz 1 RVO genannte 
Personenkreis (Schwangere, deren Arbeitsverhältnis 
zulässig aufgelöst worden ist) weiterhin die Mög

-

lichkeit hat, eine Beitragsberechnung nach den Ein-
nahmen zum Lebensunterhalt zu beantragen. 

Zu Nummer 5 (§ 385 Abs. 1 RVO) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Änderung soll die Bemessung der Beitrags-
sätze enger mit der Haushaltsplanung verbunden 
werden. Die Beitragssätze sollen so festgesetzt wer-
den, daß die Summe der zu erwartenden Beitragsein-
nahmen zuzüglich der sonstigen Einnahmen mit der 
Summe aller Verpflichtungen nach dem Haushalts-
plan übereinstimmt. Damit wird zugleich Beitrags-
stabilität für das Haushaltsjahr erreicht. Ein Über-
schuß oder ein Auffüllbedarf bei den Betriebsmitteln 
ist zu berücksichtigen, weil nur dann eine realisti-
sche Einschätzung des Mittelbedarfs möglich ist. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Anpassung 

Zu Nummer 6 (§ 387 RVO) 

Die Vorschrift sieht vor, daß die Kasse auch wäh-
rend des Haushaltsjahres bei außergewöhnlichen 
Entwicklungen die Beiträge erhöhen kann, um jeder-
zeit ihre Liquidität sicherzustellen. 

Zu Nummer 7 (§ 388 RVO) 

Künftig sind die erforderlichen Beitragssätze nach 
den Ansätzen des Haushaltsplans zu ermitteln. Die 
richtige Festsetzung des Haushaltsplans obliegt der 
Selbstverwaltung. Hat die Aufsichtsbehörde den 
Haushaltsplan nach § 70 SGB IV nicht beanstandet, 
so liegt keine Notwendigkeit vor, die sich aus dem 
Haushaltsplan rechnerisch ergebenden Beitragssätze 
einer erneuten Prüfung zu unterwerfen. 

Zu Nummer 8 (§ 391 RVO) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift übernimmt den Regelungsgehalt des 
bisherigen § 391 Abs. 1 RVO mit der Maßgabe, daß 
die vorläufige Erhöhung durch Beschluß des Vor-
standes zustandekommt; der Beschluß ist von der 
Aufsichtsbehörde zu genehmigen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift sichert die Liquidität der Kranken-
kasse für den Fall, daß der notwendige Beschluß 
über eine vorläufige Beitragserhöhung im Vorstand 
nicht zustandekommt. Die Entscheidung der Auf-
sichtsbehörde ist nach § 97 des Sozialgerichtsgeset-
zes sofort vollziehbar. 

Zu Nummer 9 (§ 392 RVO) 

Die Vorschrift wird gestrichen, da die notwendige 
Anpassung der Beiträge an Veränderungen der Ein-
nahmen und Ausgaben der Kasse bereits durch die 
Neufassung des § 385 Abs. 1 RVO geregelt ist. 
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Zu Nummer 10 (§ 414 Abs. 4 RVO) 

Nach der Vorschrift sind die Bestimmungen über das 
Verwaltungsvermögen auf die Landesverbände und 
die Bundesverbände der Krankenversicherung ent-
sprechend anzuwenden. 

Zu Nummer 11 

Zu § 442 RVO 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht (§ 446 
RVO) und bewirkt, daß das Versicherungsverhältnis 
auch an beschäftigungsfreien Tagen fortbesteht. 

Zu § 443 RVO 

Zu Absatz 1 

Satz 1 entspricht dem geltenden Recht (§ 442 Abs. 1 
RVO). Dadurch wird ein häufiger Kassenwechsel für 
diejenigen unständig Beschäftigten vermieden, die 
an mehreren Orten tätig sind. Für die in Satz 2 ge-
nannten Versicherten trifft das nicht zu; die allge-
meine Zuständigkeitsregelung (§ 234 RVO) wird 
deshalb übernommen. Das Recht, sich von der Mit-
gliedschaft bei der Ortskrankenkasse wegen Zuge-
hörigkeit zu einer Ersatzkasse befreien zu lassen, 
bleibt unberührt. 

Zu Absätzen 2 und 3 

Die Vorschriften regeln den Beginn und das Ende 
der Mitgliedschaft unständig Beschäftigter. Die Fest-
stellung der Versicherungspflicht hat für die Mit-
gliedschaft konstitutive Wirkung. 

Zu§ 444 RVO 

Die Vorschrift regelt die Meldepflichten der unstän-
dig Beschäftigten und ihrer Arbeitgeber. Für das 
Meldeverfahren gelten im übrigen die allgemeinen 
Vorschriften. 

Zu § 445 RVO 

Die Vorschrift ist den Regelungen der für die Ren-
tenversicherung geltenden Arbeitsentgeltermitt-
lungs-Verordnung nachgebildet. 

Zu § 446 RVO 

Die Vorschrift dient der Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nummer 12 (§§ 447 bis 458 RVO) 

Die genannten Vorschriften gehen über den Rege-
lungsgehalt des Gesetzentwurfes hinaus. Sie werden 
deshalb gestrichen. 

Zu Nummer 13 (§ 509 RVO) 

Die Vorschriften über die Verwaltung der Mittel der 
Krankenkassen gelten mit Ausnahme der Vorschrift 
über die Gesamtrücklage auch für die Ersatzkassen. 

Zu Nummer 14 (§ 514 RVO) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Angleichung 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift erstreckt die haushaltsmäßige Bin-
dung der Beitragsgestaltung auch auf die Ersatzkas-
sen. 

Zu Nummer 15 (Nach § 532 RVO) 

Die Übergangsvorschriften werden als „Elfter Ab-
schnitt" in das 2. Buch der Reichsversicherungsord-
nung eingefügt. 

Zu Nummer 16 

Zu § 533 

Zu Absatz 1 

Soweit Vermögensteile beim Inkrafttreten des Ge-
setzes keinem der in § 363 RVO genannten Mittel 
zuzuordnen sind, gelten sie bis zu ihrer Auflösung 
als Betriebsmittel. Für die Auflösung ist eine Frist 
von drei Jahren vorgesehen, um Veräußerungsver-
luste zu vermeiden. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift räumt für den Abbau unnötiger An-
sammlungen von Betriebsmitteln einen Zeitraum von 
drei Jahren ein. Dadurch sollen Veräußerungsver-
luste vermieden werden. 

Zu Absatz 3 

Solange die Träger der Gemeinschaftsaufgaben die 
von ihnen verwalteten Rücklageguthaben der Kran-
kenkassen nicht aufgelöst haben, gelten diese als 
Rücklage nach § 365 RVO. 

Zur Vermeidung von Veräußerungsverlusten und 
wegen der bei den Landesversicherungsanstalten 
erforderlichen verwaltungstechnischen Umstellun-
gen ist ein Zeitraum von fünf Jahren für die Auf-
lösung der Gemeinschaftsrücklagen vorgesehen. Den 
Landesversicherungsanstalten bleibt es unbenom-
men, hierfür einen kürzeren Zeitraum zu wählen. 
Zur Übertragung der Vermögenswerte bedarf es 
nicht der Veräußerung von Wertpapieren. 

Zu Absatz 4 

Die buchmäßige Abgrenzung der Vermögensteile 
sowie die Festsetzung der Rücklageauffüllung im 
Haushaltsplan setzen voraus, daß bei der Aufstel-
lung des Haushaltsplanes das Gesetz in Kraft ist. 
Deshalb können die genannten Vorschriften erst mit 
dem Haushaltsjahr, für das der Haushaltsplan auf-
gestellt wird, Anwendung finden. § 364 Abs. 2 erster 
Halbsatz RVO a. F. ist noch ein Jahr nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes anzuwenden. Der Haushaltsplan für 
das Jahr 1980 kann dadurch nach dem bei seiner 
Festsetzung geltenden Recht aufgestellt werden. 

Zu Artikel 2 

Für die Verwaltung der Mittel der knappschaftlichen 
Krankenversicherung gelten grundsätzlich die Vor

-

schriften der Reichsversicherungsordnung. Der Ge- 
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setzentwurf enthält die zur Anpassung an Artikel 1 
notwendigen redaktionellen Änderungen. 

Bei der Festsetzung des Rücklagesolls bleiben die 
Aufwendungen für Rentner außer Ansatz, da sie voll 
durch die knappschaftliche Rentenversicherung er-
stattet werden. Eine Rücklage erübrigt sich insoweit. 

Zu Artikel 3 

Zu Nummer 1 (§ 65 Abs. 1 KVLG) 

Die Vorschrift wird der Neuregelung in § 385 Abs. 1 
RVO angepaßt. 

Zu Nummer 2 (§ 69 KVLG) 

Die Vorschrift wird der Neuregelung in den §§ 387 
und 391 angepaßt. 

Zu Nummer 3 

Zu § 70 KVLG 

Anpassung an Artikel 1 Nr. 2 (§ 363 RVO) 

Zu § 71 KVLG 

Anpassung an Artikel 1 Nr. 2 (§ 364 RVO) 

Zu § 71 a KVLG 

Anpassung an Artikel 1 Nr. 2 (§ 365 RVO) mit der 
Maßgabe, daß in Absatz 2 bei der Feststellung des 
Rücklagesolls die Aufwendungen für die Altenteiler 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KVLG) wie bisher unberück-
sichtigt bleiben. Diese Aufwendungen werden vom 
Bund getragen; es bedarf insoweit keiner Rücklage. 

Zu § 71 b KVLG 

Die Vorschrift entspricht der Neuregelung in Arti-
kel 1 Nr. 2 (§ 367 RVO). 

Zu Nummer 4 (§ 116 KVLG) 

Anpassung an Artikel 1 Nr. 16 (§ 533 Absätze 1, 2 
und 4 RVO) 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift ist durch die Neuregelung in den 
§§ 365, 366 RVO gegenstandslos geworden. 

Zu Artikel 5 

Nach Artikel 2 § 2 Abs. 2 der 12. Aufbau-VO gilt 
für die Ansammlung einer Rücklage durch die Ersatz-
kassen § 37 des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen. Diese 
Vorschrift ist gegenstandslos geworden, da die Höhe 
der Rücklage künftig auch bei den Ersatzkassen nach 
§ 365 RVO festzustellen ist. 

Zu Artikel 6 

Zu Nummer 1 

In § 45 Abs. 1 SGB I ist die Verjährungsfrist für An-
sprüche auf Sozialleistungen von zwei auf vier Jahre 
verlängert worden. Es empfiehlt sich, die Verjäh-
rungsfrist für den Erstattungsanspruch im Rahmen 
des Verfahrens zum Ausgleich der Arbeitgeberauf-
wendungen dieser Verlängerung anzupassen. 

Zu Nummer 2 

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Beschluß 
vom 26. April 1978 (BvL 29/76) entschieden, daß es 
mit Artikel 3 Abs. 1 Grundgesetz nicht vereinbar sei, 
wenn die Umlage, die nach dem Lohnfortzahlungs-
gesetz zum Ausgleich der durch das Gesetz veran-
laßten Arbeitgeberaufwendungen erhoben wird, bei 
Betrieben mit Kurzarbeit nach dem fiktiven Vollohn 
berechnet wird. Die Änderung des § 14 Abs. 2 Lohn-
fortzahlungsgesetz sieht deshalb vor, daß die Um-
lage sich nach dem tatsächlich erzielten Arbeitsent-
gelt bemessen soll. Sie bezieht wegen der vergleich-
baren Situation auch jene Fälle ein, in denen 
Schlechtwettergeld bezogen wird. Maßgebend für die 
Höhe der Umlage ist die jeweilige Beitragsbemes-
sungsgrenze, für das Umlageverfahren in knapp-
schaftlichen Betrieben also die Beitragsbemessungs-
grenze in der knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Zu Artikel 7 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift begründet für Vertriebene, insbeson-
dere für Aussiedler das Recht, bei ihrem Eintreffen 
in der Bundesrepublik der gesetzlichen Krankenver-
sicherung beizutreten. 

Zu Nummer 2 

Wenn Vertriebene, insbesondere Flüchtlinge aus der 
DDR oder Aussiedler, bei ihrem Eintreffen im Bun-
desgebiet arbeitsunfähig erkrankt sind, können sie 
weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe er-
halten, weil sie der Arbeitsvermittlung nicht zur 
Verfügung stehen. In der Regel besteht noch kein 
Krankenversicherungsschutz, so daß ihnen auch kein 
Krankengeld gezahlt werden kann. Damit diese Per-
sonen nicht auf die Sozialhilfe verwiesen werden 
müssen, werden sie in ihren Leistungsansprüchen 
den Heimkehrern gleichgestellt. Diese Leistungsan-
sprüche sind auf die in den ersten drei Monaten 
eintretenden Krankheits-, Geburts- und Todesfälle 
beschränkt und davon abhängig, daß nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften keine solchen Ansprüche 
bestehen. Die Aufwendungen trägt wie bei den 
Heimkehrern der Bund. 

Zu Nummer 3 

Durch das Krankenversicherungs-Kostendämpfungs

-

gesetz wurde § 1504 RVO dahingehend ergänzt, daß 
die Unfallversicherungsträger den Krankenkassen 
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die Kosten der Krankenhauspflege nicht mehr wie 
bisher vom 18. Tage nach dem Arbeitsunfall zu er-
statten haben, sondern bereits vom ersten Tage an. 
Die Änderung paßt Artikel 2 Abs. 1 des Vertrags-
gesetzes der neuen Rechtslage an. 

Zu Artikel 8 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel 

Zu Artikel 9 

Das Gesetz enthält Vorschriften, die zweckmäßiger

-

weise für ein ganzes Haushaltsjahr angewandt wer-
den sollten; es sollte deshalb möglichst mit dem Be-
ginn eines Haushaltsjahres in Kraft treten. 

C. Finanzielle Auswirkungen 

1. Betriebsmittel und Rücklagen 

Die Träger der Krankenversicherung haben in den 
Jahren 1976 und 1977 rd. 7 Mrd. DM zur Auffüllung 
der Rücklagen, Betriebsmittel und des Verwaltungs-
vermögens verwendet. Ende 1977 besaßen die Träger 
der Krankenversicherung ein Gesamtvermögen von 
rd. 11,5 Mrd. DM, davon entfielen auf die gesetzliche 
Rücklage rd. 4,6 Mrd. DM, die Betriebsmittel rd. 5,2 
Mrd. DM und das Verwaltungsvermögen rd. 1,6 Mrd. 
DM. 

Betriebsmittel und Rücklagen verteilen sich zum 
Stichtag 31. Dezember 1977 auf die einzelnen Kassen-
arten wie folgt: 

(vgl. Tabelle auf Seite 17) 

Die Gesamtausgaben aller Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung beliefen sich im Jahre 1977 auf 
rd. 69,8 DM, daraus errechnet sich eine durchschnitt-
liche monatliche Ausgabe von rd. 5,8 Mrd. DM. 

Die vorgesehene Neuregelung hätte bezogen auf das 
Jahr 1977 bei den Rücklagen die Auflösung von Mit-
teln um rd. 1,5 Mrd. DM ermöglicht, wenn davon 
ausgegangen wird, daß bei der Festlegung des Rück-
lagesolls im Durchschnitt aller Kassen nicht wesent-
lich über das Mindestsoll von einer halben Monats-
ausgabe hinausgegangen wird. Hierbei handelt es 
sich um einen Durchschnittswert der nicht aus-
schließt, daß einzelne Kassen, deren Rücklagenbe-
stand unterhalb des neuen Mindestsolls liegt, zu-
sätzliche Mittel für Rücklagenzwecke aufwenden 
müssen. Am 31. Dezember 1977 wiesen rd. 1200 Kas-
sen Rücklagewerte auf, die über dem neuen Mindest-
soll liegen; bei rd. 200 Kassen lagen die Werte dar-
unter. 

Bei den Betriebsmitteln ist nicht feststellbar, inwie-
weit es sich bei den am Stichtag 31. Dezember 1977 
vorhandenen Mitteln um Reservemittel oder um 
solche Mittel handelt, die für laufende Ausgaben be-
stimmt waren. 

Die zum 31. Dezember 1977 ermittelten Werte kön

-

nen sich bis zum Inkrafttreten des Gesetzes am 

1. Januar 1980 verändern. Der durchschnittliche all-
gemeine Beitragssatz der gesetzlichen Krankenver-
sicherung wies im Jahre 1978 eine sinkende Tendenz 
bei gleichzeitigem leichten Anstieg der Leistungsaus-
gaben gegenüber den Vorjahren auf. Setzt sich diese 
Entwicklung fort, kann nicht davon ausgegangen 
werden, daß sich der durchschnittliche Bestand an 
Rücklagemitteln und Betriebsmitteln zum 1. Januar 
1980 erhöhen wird. Bis zum Inkrafttreten des Ge-
setzes und im Vorgriff darauf ist eher mit einem 
Rückgang der Werte zu rechnen. Die Neuregelung 
wird sich aber insgesamt noch dämpfend auf die Bei-
tragssatzgestaltung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung im Jahre 1980 auswirken. 

Die von den Landesversicherungsanstalten auf 
Grund der Dritten Aufbauverordnung vom 18. De-
zember 1934 als Sondervermögen der Krankenkassen 
verwalteten Rücklageguthaben betrugen zur Mitte 
des Jahres 1978 rd. 3,3 Mrd. DM. Die Rücklagegut-
haben werden nach der Vorschrift des § 533 Abs. 3 
RVO im Laufe von längstens fünf Jahren an die 
Krankenkassen abgeführt. 

2. Krankenversicherung der unständig Beschäftigten 

Zu den versicherungspflichtig unständig Beschäftig-
ten gehören: 

1. Schlachthofmetzger, Hausmetzger, Holzarbeiter, 
Hausnäherinnen, Hafenarbeiter, Speditionsarbei-
ter u. a. 

2. freie Mitarbeiter bei Rundfunk- und Fernsehan-
stalten. 

Die Zahl der unter 1. genannten unständig Beschäftig-
ten liegt unter 3000. Für etwa die Hälfte dieser Ver-
sicherten tragen die Landkreise und Städte die Bei-
tragsteile nach § 453 RVO; diese betragen durch-
schnittlich je  Versicherten etwa 1000 DM jährlich. 
Die Belastung von insgesamt annähernd 1,5 Millio-
nen DM wird auf eine Vielzahl von Arbeitgebern 
übertragen. In der Hansestadt Hamburg bestehen 
auf Grund von Landesrecht für etwa 1500 unständig 
Beschäftigte Sonderregelungen, nach denen die Ar-
beitgeber für die Beschäftigungstage die Arbeitge-
beranteile an den Beiträgen tragen und nach denen 
der Gesamthafenbetrieb für etwa 300 unständig Be-
schäftigte die Funktion des Arbeitgebers wahrnimmt. 

Über die Zahl der krankenversicherungspflichtigen 
freien Mitarbeiter liegen verläßliche Angaben nicht 
vor. Die freien Mitarbeiter sind zu einem großen 
Teil bei Ersatzkassen versichert. Da § 453 RVO für 
Ersatzkassenmitglieder nicht anwendbar ist, werden 
sie statistisch nicht gesondert erfaßt. Geht man von 
der Zahl der rentenversicherungspflichtigen freien 
Mitarbeiter aus, die mit etwa 3000 angegeben wird, 
so bewirkt die Neuregelung, daß die Rundfunk- und 
Fernsehanstalten künftig für diese Zahl von unstän-
dig beschäftigten freien Mitarbeitern den gesetz-
lichen Beitragsteil tragen, entweder als Arbeitgeber-
anteil nach § 381 Abs. 1 RVO oder als Beitragszu-
schuß nach § 405 RVO. Über die Höhe der Beiträge 
können wegen des wechselnden Arbeitsentgelts keine 
Angaben gemacht werden. Der zusätzlichen Belastung 
der Arbeitgeber steht eine entsprechende Entlastung 
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der bei Ersatzkassen oder als versicherungsfreie pri-
vat krankenversicherten freien Mitarbeiter und — in 
geringerem Umfang — der Gemeindeverbände für 
die bei den Ortskrankenkassen versicherten freien 
Mitarbeiter gegenüber. 

3. Sonstige Rechtsänderungen 

Durch die Änderungen in den Artikeln 5 bis 8 erge-
ben sich nur unwesentliche finanzielle Auswirkun-
gen. 

Jahr Sämtliche 
Kassen OKK BKK IKK LKK Seek. Bkn EAr EAn 

0 	1  2 	3 	4 	5 6 7 8 9 

Betriebsmittel der Krankenkassen 

Beträge in 1000 DM 

1977 5 218 306 2 312 868 	716 153 	294 859 	193 130 8 648 56 283 58 334 1 578 030 

Gesetzliche Rücklagen der Krankenkassen 

Beträge in 1000 DM 

1977 4 656 801 2 171 455 	830 916 	259 733 	89 468 11 370 46 220 66 159 1 181 479 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§§ 442, 443 RVO) 

In Nummer 11 sind die §§ 442 und 443 wie folgt 
zu fassen: 

„§ 442 

Personen, die berufsmäßig unständigen Be-
schäftigungen nachgehen, in denen sie versiche

-

rungspflichtig sind (unständig Beschäftigte), ge-
hören der für ihren Wohnort zuständigen Orts-
krankenkasse an. 

§ 443 

(1) Die Mitgliedschaft bei der nach § 442 zu-
ständigen Kasse beginnt mit dem Tage der Auf-
nahme der unständigen Beschäftigung, für die die 
zuständige Kasse erstmalig Versicherungspflicht 
festgestellt hat, wenn die Feststellung innerhalb 
eines Monats nach Beginn der Beschäftigung er

-

folgt, andernfalls mit dem Tage der Feststellung. 

(2) Die Mitgliedschaft nach Absatz 1 besteht 
auch an den Tagen fort, an denen der unständig 
Beschäftigte vorübergehend nicht beschäftigt 
wird. 

(3) Die Mitgliedschaft nach Absatz 1 endet, 
wenn das Mitglied die berufsmäßige Ausübung 
der unständigen Beschäftigung nicht nur vorüber-
gehend aufgibt, spätestens jedoch mit Ablauf 
des vierzehnten Tages nach dem Ende der letzten 
unständigen Beschäftigung." 

Begründung 

1. Die in § 442 geregelte Fortdauer der Versiche-
rung während beschäftigungsfreier Zeiten 
wird durch die mitgliedschaftsrechtliche Vor-
schrift des § 443 Abs. 3 letzter Halbsatz auf 
längstens 14 Tage begrenzt. Es erscheint sy-
stematisch richtiger, beide Regelungsgehalte 
in eine Vorschrift über die Mitgliedschaft um-
zuwandeln. 

2. Für die unständig Beschäftigten wird bei der 
Kassenzuständigkeit das Beschäftigungsort-
prinzip durch das Wohnortprinzip ersetzt. 
Diese Regelung hat sich bewährt. Sie sollte 
nicht wieder durchbrochen werden, zumal die 
Frage, welcher unständig Beschäftigte in der 
Regel im Bezirk einer Ortskrankenkasse be-
schäftigt ist, zu erheblichen Zuständigkeitsdif-
ferenzen zwischen einzelnen Ortskrankenkas-
sen, z. T. länderübergreifend, führen kann. 

Die systematische Umstellung der geänderten 
Vorschriften dient der besseren Übersicht. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§§ 442, 443 Abs. 1) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob unständig Beschäftigte der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten der Ortskrankenkasse angehö-
ren sollten, in deren Bezirk die Anstalt ihren 
Sitz hat, bei der die Beschäftigung überwiegend 
ausgeübt wird. Eine derartige Regelung würde 
der bisherigen Praxis entsprechen, die auf eine 
Übereinkunft zwischen dem Bundesverband der 
Ortskrankenkassen, der Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte und den Rundfunk- und 
Fernsehanstalten zurückgeht. Für die Übernahme 
einer entsprechenden Regelung in das Gesetz 
spricht vor allem, daß sich dieses Verfahren be-
währt hat. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 444 Abs. 1 RVO) 

§ 444 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (1) Unständig Beschäftigte haben der nach 
§ 442 zuständigen Kasse den Beginn und das 
Ende der berufsmäßigen Ausübung von unstän-
digen Beschäftigungen unverzüglich zu melden. 
Der Arbeitgeber hat die unständig Beschäftigten 
auf ihre Meldepflicht hinzuweisen." 

Begründung 

Um eine zügige und reibungslose Durchführung 
der Versicherung als unständig Beschäftigter im 
Schutzinteresse der Betroffenen zu gewährleisten, 
ist es erforderlich, daß eine Verpflichtung zur 
unverzüglichen Meldung besteht. Aus dem glei-
chen Grunde erscheint es geboten, daß der Ar-
beitgeber den unständig Beschäftigten zur Mel-
dung anhält. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 445 Abs. 1 Sätze 1 und 
2 RVO) 

§ 445 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 werden die Worte „des Grundlohns" 
durch die Worte „der Beiträge" ersetzt. 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die Vorschrift ist der für die Rentenversicherung 
geltenden Arbeitsentgeltermittlungs-Verordnung 
nachgebildet. Sie sollte wie diese auf die Bei-
tragsbemessung beschränkt werden. Die vorge-
sehene Regelung deckt sich auch nicht mit der 
kalendertäglichen Grundlohnbemessung. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/3126  

Zu Buchstabe b 

Da für das Meldewesen neben § 444 sowie für 
Beitragsnachweisungen und den Beitragseinzug 
die allgemeinen Vorschriften des 2. Buches der 
RVO gelten, ist im Hinblick auf Satz 1, der auf 
das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Ar-
beitsentgelt abstellt, die Sonderregelung des 
Satzes 2 entbehrlich. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 11 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß für alle 
unständig Beschäftigten eine einheitliche Bemes

-

sungsgrundlage für die Beiträge zur Kranken-
versicherung und zur Rentenversicherung gelten 
muß. 

Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, un-
verzüglich den Entwurf einer Rechtsverordnung 
nach § 1387 Abs. 2 RVO § 114 Abs. 2 AVG ein-
zubringen, nach der die Bemessung der Renten-
versicherungsbeiträge einheitlich für unständig 
Beschäftigte entsprechend der z. Z. nur für Mit-
arbeiter der Rundfunk- und Fernsehanstalten gel-
tenden Arbeitsentgeltermittlungs-Verordnung ge-
regelt wird. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellung-
nahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu 1.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2.  

Die Prüfung durch die Bundesregierung hat folgen-
des ergeben: 

Die Bestimmung der Kassenzuständigkeit für den 
genannten Personenkreis nach dem Ort der über-
wiegenden Beschäftigung würde einseitig verwal-
tungsmäßige Belange der Rundfunk- und Fernseh

-

anstalten berücksichtigen, nicht jedoch das Interesse 
der Versicherten an einer ortsnahen Betreuung. 
Auch bei der vom Bundesrat angestrebten Regelung 
müßten die Anstalten in allen Fällen mit mehreren 
Kassen zusammenarbeiten, in denen der Versicherte 
überwiegend von einer anderen Anstalt beschäftigt 
wird. Gegen eine Kassenzuständigkeit nach dem 
Beschäftigungsort spricht auch, daß sie zu einer 

Risikokonzentration bei bestimmten Ortskranken-
kassen führen würde. Außerdem würde die Fest-
stellung der überwiegenden Beschäftigung zu ver-
waltungsmäßigen Schwierigkeiten führen. 

Das Ziel der Verwaltungsvereinfachung läßt sich 
besser durch eine mit dem Bundesverband der Orts-
krankenkassen zu vereinbarende zentrale Beitrags-
abrechnung erreichen. In diesem Fall hätten die 
Rundfunk- und Fernsehanstalten jeweils nur mit 
einer Stelle abzurechnen; die Versicherten blieben 
aber Mitglieder ihrer Wohnort-Krankenkasse. 

Zu 3.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5.  

Die Bundesregierung wird die Anregung des Bundes-
rates prüfen. 


